	[image: image1.png]‘LEMEIDETAG
BADEN-WURTTEMBERG





	[image: image2.png]





@@SDN HaraldBurkhart
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Gemeindetag zur Verwaltungsreform:

Staatliche Verwaltungsaufgaben nicht nur einfach der Kreisebene übertragen, sondern ersatzlos abbauen!

Landkreise durch Delegation von Aufgaben nach unten entlasten

Stuttgart. Der Gemeindetag Baden-Württemberg verlangt von Landesregierung und Landtag mehr politische Aufmerksamkeit für die Frage des Abbaus von Staatsaufgaben und für die Delegation einzelner Bereiche auf Städte und Gemeinden bei der Verwaltungsreform. Die reine Organisationsreform von eigenen Staatsbehörden hin zur Eingliederung derselben in die Landkreise werde die notwendigen und von der Landesregierung anvisierten Einsparungen nicht bringen, betonte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags Baden-Württemberg, Dr. Christian O. Steger, heute in Stuttgart.

Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden als Träger der Landkreise könnten die Vorhaltung eines Behördenapparats durch die Landkreise für das Land über die Kreisumlage nicht bezahlen. Das sei auch nicht kommunale Aufgabe. „Die Staatsquote der Landkreise bei ihren Aufgaben steigt so langsam Richtung drei Viertel. Das zu tragen, ist nicht Sache der von uns vertretenen 1063 Städte und Gemeinden“. Dr. Steger betonte, dass in der gegenwärtigen Finanzsituation der Gemeinden erst recht eine höhere Belastung der Kreisumlagen durch die Verwaltungsreform und deren Kosten für die Landkreise ausgeschlossen werden müsse. 

Erste Berechnungen des Gemeindetags für einige Landkreise zur Eingliederung von staatlichen Sonderbehörden in die Landratsämter im Jahre 1995 legen nach Meinung des Gemeindetags eindeutig diese Forderung nahe. „Das war seinerzeit ein Minusgeschäft, bestenfalls ein Nullsummenspiel für die kommunale Seite“, bilanzierte Dr. Steger.

Deswegen bestehe der Gemeindetag auf der Prüfung, ob nicht ganze Aufgabenblöcke reduziert, gestrichen oder privatisiert werden könnten. Es sei wirklich zu fragen, ob sich die Kraftfahrzeugzulassung nicht privatisieren lasse, wobei die Bürgerinnen und Bürger in jedem Rathaus die Unterlagen abgeben könnten. Dadurch würde auch der Bürgerservice verbessert. Ob die staatliche Polizei durch ihre Unfallaufnahme weiterhin zugunsten der Versicherungen kostenlose Beiträge zur Schadensregulierung bei Kraftfahrzeugunfällen ohne Personenschäden leisten solle, müsse genauso diskutiert werden wie die Gebührenpflicht von Polizeieinsätzen bei wirtschaftlichen Großsportveranstaltungen. 

Der Gemeindetag betrachte es „als integrierenden Bestandteil des Verwaltungsreformkonzepts“, dass weitere Aufgaben der Landratsämter zum Nutzen der Bürgerinnen und Bürger im Land und zur Entlastung der Landkreise auf die Großen Kreisstädte und auf die Städte und Gemeinden allgemein übertragen werden sollten. Hierzu habe der Gemeindetag bereits eine umfangreiche Vorschlagsliste vorgelegt. „Aber die Ministerien mauern, wie immer!“, ärgert sich Dr. Steger. 
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